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Gesundheitsfonds

Ein gangbarer Weg

Anfang Januar hat der Gesundheitsfonds seine Ar-
beit aufgenommen. Gleichzeitig haben sich die Wirt-
schaftsaussichten deutlich verdüstert mit der Folge, 
dass die beitragspfl ichtigen Einnahmen der Kranken-
versicherung weitaus geringer ausfallen werden als 
erhofft. Die Konsequenzen wird der Wahlbürger erst 
2010 zu spüren bekommen: Dann müssen Kredite, 
die zum Ausgleich für die ausgefallenen Einnahmen 
aufgenommen wurden, zurückgezahlt und das Leis-
tungsvolumen muss nur noch zu 95% aus dem Ge-
sundheitsfonds fi nanziert werden. In der Folge wird 
es wahrscheinlich für alle Mitglieder von gesetzlichen 
Krankenkassen Nachforderungen in Form von Kopf-
pauschalen hageln, nicht nur für Mitglieder in Kassen, 
die sich dem neuen morbiditätsadäquaten Ausgleichs-
system nicht gut anpassen können. 

Das beschlossene Konjunkturpaket II hat vor allem den 
konjunkturellen Impuls zum Ziel. Die Maßnahmen wer-
den nicht verhindern, dass die gesetzlichen Kassen De-
fi zite ansammeln, sie dienen allein dazu, den Beitrags-
ausfall aufgrund der Beitragssatzsenkung auszuglei-
chen. In diesem Jahr wird der staatliche Zuschuss von 
den in der Gesundheitsreform vorgesehenen 4 Mrd. auf 
7 Mrd. Euro und 2010 auf 11,5 Mrd. Euro angehoben. 
Ursprünglich war der Zuschuss vorgesehen, um die 
beitragsfreie Kinderversicherung abzudecken. Mit an-
derer Motivation hatte er 2006 schon einmal 4,2 Mrd. 
Euro betragen und war 2007 und 2008 abgesenkt wor-
den. Er sollte nach den Plänen der Gesundheitsreform 
in jährlichen Schritten von 1,5 Mrd. Euro bis zum Jahr 
2016 auf 14 Mrd. Euro p.a. anwachsen.

Staatliche Zuschüsse rufen allerdings die privaten 
Krankenversicherungen auf den Plan. Sie halten schon 
den aktuellen Bundeszuschuss für verfassungswidrig. 
Derzeit klagen private Krankenversicherungen außer-
dem vor dem Bundesverfassungsgericht dagegen, 
dass sie von 2009 an einen einheitlichen Basistarif an-
bieten müssen, der allen freiwillig Versicherten offen-
steht. Tatsächlich widerspricht ein solcher Tarif dem 
Geschäftsmodell der privaten Krankenversicherungen. 
Angesichts der ebenfalls ab 2009 möglichen Portabi-
lität der Altersrückstellungen wird zudem der Kassen-
wechsel unter den privaten Anbietern erleichtert, so 
dass auch hier neue Wettbewerbselemente die Bran-
che in Schwierigkeiten bringen. Tatsächlich ist mehr 
Wettbewerb in diesem Wirtschaftszweig die einzige 
Möglichkeit den unhaltbaren Zustand zu beenden, in 
dem die privaten Kassen die guten Risiken mit ho-
hen Einkommen abschöpfen. Voraussetzung für mehr 

Wettbewerb ist aber, dass die gesetzlichen Kassen in 
die Lage versetzt werden zu konkurrieren: Der Bund 
sollte die Kinderversicherung voll fi nanzieren, die Mit-
versicherung des nichtarbeitenden Ehepartners sollte 
abgeschafft und die tatsächlichen Kosten anhand ei-
ner risikoadäquaten Kopfpauschale sichtbar gemacht 
werden. Natürlich müsste der Bund dann ganz anders 
als derzeit in die Finanzierung der Krankenversiche-
rungen einsteigen. Er müsste neben der Kinderversi-
cherung einen ausreichenden Ausgleich für die Nied-
rigverdiener bereitstellen, der am besten durch einen 
Aufschlag auf die Einkommensteuer fi nanziert wird. 
Der Gesundheitsfonds kann den Weg zu einer solchen 
Umstellung ebnen.

Susanne Erbe
Redaktion Wirtschaftsdienst

erbe@zbw.eu

Arbeitsmarkt

Erwerbstätigkeit auf Rekordniveau

Im Jahr 2008 gingen 40 350 000 Menschen in Deutsch-
land einer Erwerbstätigkeit nach, so viele wie nie zuvor 
in der Geschichte der Bundesrepublik. Ebenso wenig 
wie ein Sportler kommt der Arbeitsmarkt aus dem 
Nichts zu einem Bestwert. Der zurückliegende Auf-
schwung hob sich in seiner Arbeitsmarktwirkung von 
der typischen Konjunktur ab, und die Bedingungen 
für einen Rekord der Erwerbstätigkeit, zumal getragen 
durch einen Anstieg der sozialversicherungspfl ichtigen 
Beschäftigung, waren 2008 besonders günstig.

Dass die sozialversicherungspfl ichtige Beschäf-
tigung die tragende Säule des Rekords ist, ist nicht 
selbstverständlich. Im Trend verliert sie an Bedeutung, 
wie der vorherige Aufschwung zeigt: Zwischen dem 
schlechtesten Jahr 1997 und dem besten Jahr 2001 
stieg die Erwerbstätigkeit um 1,9 Mio., die sozialver-
sicherungspfl ichtige Beschäftigung nur um 640 000. 
Auch in der anschließenden Schwäche klaffte die 
Entwicklung auseinander: Bis zum Jahr 2005 zählte 
Deutschland 470 000 weniger Erwerbstätige, aber 1,7 
Mio. weniger sozialversicherungspfl ichtig Beschäf-
tigte, vor allem Vollzeitkräfte. Diesen Wandel der Er-
werbsformen hatte auch die Gesetzgebung unter-
stützt, beispielsweise durch die günstigen Regelungen 
für Minijobs und geförderte Selbstständigkeit. Mit der 
Erhöhung der Pauschalabgaben auf Minijobs und der 
Neuregelung des Gründungszuschusses haben die 
neuen Erwerbsformen inzwischen wieder an Attrakti-
vität verloren. Zudem scheint ihr Wachstumspotenzial 
vorläufi g ausgeschöpft zu sein. So stützt sich der Re-
kord auf die sozialversicherungspfl ichtige Beschäfti-
gung, begünstigt durch eine Reihe von Faktoren.
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Die Löhne wurden über Jahre hinweg innerhalb des 
Verteilungsspielraums vereinbart und waren daher be-
schäftigungsfreundlich. Auch die Lohnnebenkosten 
sanken per Saldo, der Beitragssatz zur Arbeitslosen-
versicherung sogar von 6,5 auf 2,8%. Nach den Hartz-
Reformen müssen sich von Arbeitslosigkeit bedrohte 
Menschen frühzeitig bei den Agenturen melden, auch 
um sie möglichst von Job zu Job zu vermitteln. Die Zu-
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe und 
die Verkürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengel-
des haben die Anreize erhöht, intensiv eine Stelle zu 
suchen und eher anzunehmen. Auch strukturelle Alt-
lasten des Übergangs der ostdeutschen Wirtschaft zur 
Marktwirtschaft dürften geringer ins Gewicht gefallen 
sein. Dies und Weiteres hat das Zueinanderfi nden von 
offenen Stellen und Bewerbern erleichtert. Und es hat 
Unternehmen veranlasst, mehr Arbeit nachzufragen, 
erstmals seit 1996 auch im Osten. Ohne Training war 
der Rekord also nicht zu haben – und auch nicht ohne 
Muskelkater. Es gab partiell Fachkräftemangel, aber 
auch mehr fl exible, doch instabile Zeitarbeit, mehr Ne-
benjobber und mehr Arbeitnehmer, die aufstockend 
Arbeitslosengeld II erhielten. An einigen Nebenwirkun-
gen muss also noch gearbeitet werden, um nach der 
bevorstehenden Rezession wieder die Chance zum 
Rekord zu haben und sich an ihm zu freuen.

Sabine Klinger
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nürnberg

Sabine.Klinger@iab.de
 

Gasstreit

Energiepolitik gefordert

Nun fi ndet zum wiederholten Male ein „Energiestreit“ 
zwischen Russland und Transitländern, in diesem Fall 
wieder der Ukraine, statt. Russland als Energiegigant 
– es besitzt immerhin vor Iran und Katar die weltweit 
größten Gasreserven, aber auch einen beträchtlichen 
Anteil aller Öl-, Kohle- und Uranvorkommen – hat als 
wirtschaftlich aufstrebende Nation ein erhebliches In-
teresse an hohen Einnahmen aus den Energieverkäu-
fen und nutzt Energie gern als wirtschaftliches und po-
litisches Druckmittel. 

Was bedeutet dies für Deutschland? Deutschland  
muss – aber auch die EU insgesamt müssen – sich 
ebenso auf mittel- bis langfristig steigende Energie-
preise einstellen. Aufgrund des durch die Finanzkrise 

gesunkenen Ölpreises sinken derzeit zwar die Gas-
preise, doch das wird sich mittelfristig wieder ändern, 
denn Öl wird knapp und damit teuer. Die Energielie-
ferungen müssen diversifi ziert und alternative Pipe-
linerouten konsequent weiter verfolgt werden, wie z.B. 
die Nabucco-Pipeline, die Gas aus dem Kasachischen 
Raum liefern kann. Zudem sollte Flüssiggas (LNG) eine 
stärkere Rolle spielen, dazu sollte auch in Deutschland 
ein Terminal gebaut werden. Mit zunehmendem Wett-
bewerb wird diese Option vielleicht für neue Energie-
anbieter interessant. Die gerade gebaute Ostseepipe-
line erhöht unsere Abhängigkeit vom russischen Gas 
weiter. Denn in der Zukunft wird norwegisches und 
niederländisches Gas zur Neige gehen, durch die Ost-
seepipeline kann der Anteil von russischen Gasimpor-
ten in Deutschland von heute knapp 40% auf knapp 
60% ansteigen. 

Deutschland sollte weiterhin von fossiler Energie 
generell wegkommen und mehr tun, um Energie ein-
zusparen. Da Gas insbesondere zum Heizen genutzt 
wird, sollten die Gebäude besser gedämmt werden. 
Auch in der Stromerzeugung führen der Atomener-
gieausstieg und der Klimaschutz eher dazu, dass ver-
stärkt Gas eingesetzt wird. Eine mögliche Laufzeitver-
längerung sicherer Kernkraftwerke sollte verbunden 
werden mit einem gleichzeitig starken Ausbau erneu-
erbarer Energien, der Energieinfrastruktur, von Kraft-
Wärme-Kopplung sowie Energieeffi zienzverbesserun-
gen. Zudem sollten alternative Kraftstoffe möglichst 
rasch entwickelt und an den Markt gebracht werden. 
Wenn Elektromobilität in der Zukunft eine stärkere 
Rolle spielen wird, sollte der Strom aus erneuerbaren 
Energien hergestellt werden. Zudem müssen die Bat-
terien als Energiespeicher zunächst erforscht und der 
technische Fortschritt deutlich gefördert werden. Und 
das geht nur, wenn mehr Geld in die Erforschung in-
novativer Energietechniken fl ießt. Das Problem ist so-
mit nicht leicht und schnell zu lösen, die Energiepolitik 
muss langfristig ausgerichtet sein und den Zielen Ver-
sorgungssicherheit, Klimaschutz und Wettbewerbs-
fähigkeit Sorge tragen. Wir benötigen eine CO2-freie, 
sichere und bezahlbare Energieversorgung- und eine 
Energiepolitik, die genau das umsetzt.

Claudia Kemfert
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin)

ckemfert@diw.de


